
ohne Rücksicht, worauf im konkreten Fall der geltend 
gemachte Anspruch gestützt wird. Das Oberste Gericht 
geht dabei davon aus, daß es dem Zweck der Bestim­
mung des § 558 BGB, zwischen Mieter und Vermieter 
bestehende Streitigkeiten möglichst bald zu beenden, 
zuwiderliefe, wollte man die für die konkurrierenden 
Ansprüche bestehenden längeren Verjährungsfristen in 
diesem Falle gelten lassen. Lediglich für vorsätzlich be­
gangene und strafbare unerlaubte Handlungen soll die

längere Verjährungsfrist zur Anwendung kommen. Die 
Problematik der Verjährung der hier behandelten An­
sprüche steht in einem gewissen Zusammenhang mit 
der Verjährung von Mietzinsrückforderungen wegen 
Überzahlungen, die nicht auf Verschulden des Vermie­
ters beruhen. Auch von dieser Seite her dürfte es da­
her gerechtfertigt sein, dort die für die Verjährung von 
Mietrückständen geltende Frist des § 197 BGB anzu­
wenden.

EDGAR PRÜFER, Richter am Obersten Gericht

Zur Kündigung des Inventars
bei einheitlichem Mietvertrag über Räume und Inventar

Von Funktionären des sozialistischen Handels ist die 
Frage aufgeworfen worden, ob und unter welchen Vor­
aussetzungen bei Miet- oder Pachtverträgen über ge­
werbliche Räume (Ladengeschäfte, Gaststätten) und 
Inventar lediglich das Inventar gekündigt werden 
kann.
Es gibt eine verhältnismäßig große Anzahl solcher 
Verträge, die in der Regel zwischen HO oder Konsum 
und dem früheren privaten Gewerbetreibenden als 
Eigentümer des Mietobjektes abgeschlossen worden 
sind1. Das ökonomische Bedürfnis, sich von dem mit­
gemieteten Inventar unter Aufrechterhaltung des 
Mietverhältnisses über die Gewerberäume zu lösen, 
wird vom sozialistischen Handel damit begründet, daß 
das Inventar, wenngleich es an sich noch verwen­
dungsfähig wäre, nicht mehr einer modernen sozia­
listischen Verkaufs- und Gaststättenkultur entspreche 
und daher durch neues Inventar ersetzt werden 
müsse. Hinzu komme die Notwendigkeit, die Ver­
kaufsstellen im Rahmen der sozialistischen Rekon­
struktion und Rationalisierung des Handels weitgehend 
auf Selbstbedienung oder Teilselbstbedienung umzu­
stellen. In bestimmtem Umfang treffe das auch für 
Gaststätten zu. Für diese Zwecke sei das gemietete 
Inventar nicht verwendbar.

Die Rechtslage nach den mietrechtlichen Bestimmungen 
des BGB
Bei der Beantwortung dieser ökonomisch und rechtlich 
bedeutsamen Frage ist von folgendem auszugehen: 
Grundsätzlich kann ein Mietvertrag wie jeder andere 
Vertrag — von anderslautenden vertraglichen Ver­
einbarungen und den Bestimmungen des Mieterschutz­
gesetzes abgesehen — nur in seiner Gesamtheit ge­
kündigt werden. Das gilt zunächst für ein einheitliches 
Mietobjekt, z. B. eine Wohnungseinheit — bestehend 
aus den einzelnen Räumen mit Nebengelaß — oder 
zusammengehörige Gewerberäume. Die Unzulässigkeit 
der Kündigung von Teilen einer Wohnung durch den 
Mieter ist vom Obersten Gericht mit Urteil I Zz 8/58 
vom 15. April 1958 ausgesprochen worden2.
Aber auch bei einem Mietvertrag über verschieden­
artige Objekte kann, wenn sie wirtschaftlich zusam­
mengehören, im Prinzip eine andere rechtliche Beur­
teilung nicht Platz greifen. Der wirtschaftliche Zusam­
menhang ist ja auch der Grund, daß die verschieden­
artigen Objekte in der Regel mit e i n e m  Vertrag 
vermietet werden. Der w i r t s c h a f t l i c h e n  Zu­
sammengehörigkeit entspricht dann auch die durch den 
Vertrag hergestellte r e c h t l i c h e  Einheit.

1 Im folgenden soll nur von Mietverträgen gesprochen wer­
den. da es für die hier zu beantwortende Frage ohne Bedeu­
tung ist, ob es sich im Einzelfall um einen Mietvertrag oder 
um einen Pachtvertrag handelt.
2 NJ 1959 S. 35; OGZ Bd. 6 S. 167.

Es gibt keinen Rechtssatz, der es einem Vertragspart­
ner schlechthin ermöglicht, sich einseitig von einem 
Teil des einheitlichen Mietvertrages zu lösen. Daraus, 
daß keine Vorschrift besteht, die eine Teilkündigung 
generell verbietet, läßt sich ein solches Recht nicht her­
leiten. Das Gegenteil folgt vielmehr aus § 305 BGB. 
wonach es zur Änderung des Inhalts eines Vertrages 
— und das ist auch die teilweise Lösung von einem 
Vertrag — eines Änderungsvertrages bedarf. Der allge­
meinen Zulässigkeit einer Teilkündigung steht auch 
entgegen, daß das Gesetz für das Mietrecht speziell 
einen Fall regelt, in dem unter gewissen Vorausset­
zungen eine Teilkündigung des Mieters zulässig ist. 
§ 542 BGB legt fest, daß der Mieter, wenn ihm der 
vertragsmäßige Gebrauch der gemieteten Sache ganz 
oder zum Teil nicht rechtzeitig gewährt oder wieder 
entzogen wird, das Mietverhältnis ohne Einhaltung 
einer Kündigungsfrist kündigen kann, vorausgesetzt, 
daß der Vermieter eine vom Mieter bestimmte ange­
messene Frist zur Behebung des Mangels erfolglos hat. 
verstreichen lassen. Nach § 543 BGB finden auf dieses 
dem Mieter zustehende Kündigungsrecht die für die 
Wandlung beim Kauf geltenden Vorschriften der 
§§ 469 bis 471 BGB entsprechende Anwendung. Danach 
kann, wenn die Voraussetzungen des § 542 BGB nur 
auf einzelne von mehreren gemieteten Sachen zutref­
fen, nur hinsichtlich dieser Sachen gekündigt werden.
Auch für diesen Fall ist aber festgelegt, daß der Ver­
mieter gegenüber der Kündigung des Mieters verlan­
gen kann, diese auf alle Sachen zu erstrecken, und daß 
auch der Mieter den gesamten Mietvertrag kündigen 
kann, wenn die mehreren Sachen als zusammenhän­
gend vermietet worden sind — das trifft für Gewerbe­
räume und das zum Betrieb des Gewerbes erforder­
liche Inventar zu — und die mangelhaften Sachen nicht 
ohne Nachteil für Vermieter bzw. Mieter von den 
übrigen getrennt werden können. Diese Sonderrege­
lung wäre bei genereller Zulässigkeit der Teilkündi­
gung nicht erforderlich gewesen, zumindest wäre sie 
dann nicht auf den Fall der §§ 542, 543 in Verbindung 
mit § 469 BGB beschränkt worden.
Die Voraussetzungen des § 542 BGB liegen in den 
eingangs erwähnten Fällen, in denen der sozialistische 
Handel ein gesellschaftliches Bedürfnis für eine Inven­
tar-Teilkündigung geltend macht, in der Regel jedoch 
nicht vor. Es kann nicht davon ausgegangen werden, 
daß in diesen Fällen der vertragsmäßige Gebrauch 
schlechthin aufgehoben wäre. Das ist vor allem dann 
nicht der Fall, wenn die bisherige Verkaufsmethode 
durch Selbstbedienung ersetzt werden soll und das 
gemietete Inventar für diesen Zweck nicht geeignet 
ist. Es ist in diesem Zusammenhang auch darauf hin­
zuweisen, daß der Mieter bei der Aufhebung des 
vertragsmäßigen Gebrauchs infolge von Fehlern und
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